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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
(Haushaltsstrukturgesetz - HStruktG) 

- Drucksachen 7/4127, 7/4193, 7/4224, 7/4243 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, sicherzustellen, daß die not- 
wendigen Maßnahmen für die Schaffung und Übernahme land- 
wirtschaftlicher Nebenerwerbsstellen zur Eingliederung der aus 
Ost- und Mitteldeutschland vertriebenen und geflüchteten 
Landwirte entsprechend der Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 26. Juni 1969 nach Ablauf des Jahres 1976 fort- 
geführt werden, sobald die Haushaltslage dies wieder zuläßt. 


Bonn, den 5. November 1975 


Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Nach dem einstimmigen Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 26. Juni 1969 sollten in den Jahren 1970 bis 1974 im Rah- 
men eines festen Finanzierungsplanes jährlich 4000 landwirt- 
schaftliche Nebenerwerbsstellen geschaffen werden, um auf 
diese Weise die Eingliederung der aus Ost- und Mitteldeutsch- 
land vertriebenen und geflüchteten Landwirte zu einem ge- 
regelten Abschluß zu bringen. 

Auf der Grundlage dieses Beschlusses konnten bis Ende 1974 
nur rund 15 000 Siedlerstellen errichtet werden. Die für diesen 
Zweck auch in den Jahren 1975 und 1976 bereitgestellten Mittel 
werden mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht 
ausreichen, um die restlichen 5000 Nebenerwerbsstellen zu 
finanzieren. Andererseits soll nach Einzelplan 31 des Entwurfs 
eines Haushaltsstrukturgesetzes die Bereitstellung von Sied- 
lungsmitteln mit Ablauf des Jahres 1976 endgültig beendet wer- 
den. Zu diesem Zeitpunkt wird aber nach jetziger Erkenntnis 
mit einem Fehlbestand von noch rund 2000 Siedlerstellen ge- 
rechnet werden müssen. Davon werden insbesondere die aus 
der Landwirtschaft stammenden Flüchtlinge aus Mitteldeutsch- 
land betroffen sein, denen erst aufgrund des im Februar 1975 
in Kraft getretenen 28. Änderungsgesetzes zum Lastenaus- 
gleichsgesetz volle Hauptentschädigungsansprüche zuerkannt 
worden sind und damit erst jetzt das fehlende Eigenkapital zur 
Finanzierung einer Siedlerstelle zur Verfügung steht. In glei- 
cher Weise gilt dies auch für die Inhaber nicht entwicklungs- 
fähiger oder notleidend gewordener landwirtschaftlicher Voll- 
erwerbsstellen sowie für Pächter von Vollerwerbsstellen, deren 
Pachtvertrag nicht verlängert wird und die sich nunmehr eine 
Nebenerwerbsstelle errichten möchten. 

Um die Eingliederung der vertriebenen und geflüchteten Land- 
wirte zu einem geregelten Abschluß zu bringen, wird es daher 
erforderlich sein, daß Mittel zur ländlichen Eingliederung auch 
nach 1976 noch bereit gestellt werden, sobald die Haushaltslage 
dies zuläßt. 
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